
Vorwort zur 37. Auflage

I.

Dieser Kommentar erscheint nunmehr in der 37. Auflage. Seit der 24. Auflage
1980, die als Übergangsauflage mitbetreut wurde, haben sich das HGB und die
handelsrechtlichen Nebengesetze enorm verändert. Dem tragen drei im Verlag
C. H. Beck erschienene, eng aufeinander bezogene Werke Rechnung: Handels-
gesetzbuch (Beck’sche Kurz-Kommentare, Band 9) 37. Aufl 2016 (Kurzzitat:
Baumbach/Hopt/Bearbeiter, HGB), Handelsvertreterrecht (Beck’sche Kurz-
Kommentare Band 9a) 5. Aufl 2015 (Kurzzitat: Hopt, HVR) und Vertrags- und
Formularbuch zum Handels-, Gesellschafts- und Bankrecht 4. Aufl 2013
(Kurzzitat: Hopt/Bearbeiter, Form). Diese drei Werke sind so konzipiert, dass sie
das Handelsrecht zwar mit verschiedener Schwerpunktsetzung, aber doch alle drei
zusammengehörend behandeln:
– Der Kommentar zum HGB enthält das HGB und die handelsrechtlichen
Nebengesetze, unter diesen Gesetzestexte und ausgewählte, besonders wichtige
Klauselwerke wie AGB-Banken, jeweils mit Rechtsprechung und Kommentie-
rung.

– Der Kommentar zum Handelsvertreterrecht enthält außer der Kommen-
tierung einen umfangreichen Materialienteil mit Anleitungen zur Errechnung
des Ausgleichsanspruchs nach § 89b, Musterverträge für Handelsvertreter sy-
noptisch in zehn und für Vertragshändler in drei Sprachen (deutsch, englisch
und französisch), Unterlagen zum europäischen Kartellrecht für Handelsvertre-
ter und Vertragshändler und schließlich zwei umfangreiche Verzeichnisse der
Rechtsprechung und der Literatur zum Handelsvertreter- und Vertragshänd-
lerrecht. Im Rechtsprechungsverzeichnis finden sich vor allem auch viele
Parallelfundstellen, was das Auffinden von Entscheidungen aus wichtigen Spe-
zialsammlungen (zB HVR der CDH) erleichtert.

– Das Vertrags- und Formularbuch erschließt die in den beiden Kommentar-
bänden behandelten Handelsrechtsgebiete durch zahlreiche neue, mit An-
merkungen versehene Vertragsmuster und macht die wesentlichen, vor allem für
das Gesellschafts- und Bankrecht unerlässlichen Formulare verfügbar. Dabei geht
seit der 4. Aufl 2013 die Reichweite des Vertrags- und Formularbuchs deutlich
weiter und umfasst außer dem Personengesellschaftsrecht auch das gesamte
Kapitalgesellschaftsrecht, also insbesondere die GmbH und die Aktiengesell-
schaft mit über 30 Vertragsmustern.
Die Parallelführung der drei Bände geht mit zahlreichen Querverweisungen

einher. Das ermöglicht eine gewisse, für einen „Kurz-Kommentar“ geradezu
lebenswichtige stoffliche Entlastung jedes der drei Bände und führt doch insgesamt
zu einem wesentlichen Zugewinn an Information.
Im Kommentar zum HGB hat ab der 31. Auflage Herr Professor Dr. Hanno

Merkt, Universität Freiburg, die Verantwortung für das Dritte Buch: Handels-
bücher (§§ 238–342e mit Ausnahme der §§ 316–324a über die Prüfung zusam-
men mit gesellschafts- und bilanzrechtlich relevanten Nebengesetzen (2a–d) aus
AktG, GmbHG, WPO, AGB-WP, für die wir gemeinsam zuständig sind) und aus
dem Vierten Buch für das Transportrecht (4.–6. Abschnitt §§ 407–475h), (17)
CMR und (18) ADSp übernommen.
Ab der 35. Auflage ist Herr Professor Dr. Markus Roth, Universität Mar-

burg als Kommentator der arbeitsrechtlichen Teile (§§ 59–83) und ab der 36.
Auflage des Maklerrechts (§§ 93–104) und des Personengesellschaftsrechts (Zwei-
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tes Buch, §§ 105–236 mit GmbH & Co und Publikumsgesellschaft, samt der
zivilrechtlichen Prospekthaftung) hinzugetreten.
Ebenfalls ab der 36. Auflage bearbeitet Herr Professor Dr. Christoph Kum-

pan, Universität Halle-Wittenberg, das Depotrecht und die kapitalmarktrecht-
lichen Nebengesetze, also (13) DepotG, (14) BörsG, (16) WpHG und (15a)
§§ 21–25 WpPG sowie (15b) §§ 20–22 VermAnlG. Die zuvor in (15) BörsZulV
enthaltenen Vorschriften, die sehr technisch sind und abgesehen von einer Ein-
leitung auch nicht näher kommentiert wurden, wurden damit durch die in den
beiden letzteren Gesetzen geregelten, wichtigen Vorschriften über die (Wert-
papier- und Vermögensanlagen-Verkaufs-)Prospekthaftung ersetzt. Beim
(16) WpHG, das immer weiter anwächst und zu einer Spezialmaterie mit um-
fangreichen Spezialkommentaren geworden ist, wurde die Neukonzeption der
Kommentierung fortgesetzt: Statt einer kurzen Kommentierung des gesamten
Gesetzes werden nur bestimmte, für die Praxis besonders wichtige Vorschriften
ausgewählt und kommentiert, die einen besonderen Bezug zum Zivil- und
Handelsrecht haben, also die verschiedenen Formen von Wert- und Kapital-
marktpapieren und -geschäften (zu § 2, zB Finanzinstrumente, insbesondere
Derivate, und Wertpapierdienstleistungen), das gesamte Insider- und Ad-hoc-
Veröffentlichungsrecht (§§ 12–16b), die Haftung für falsche und unterlas-
sene Kapitalmarktinformationen (§§ 37b, 37c) sowie überblicksweise die
Meldepflichten (§§ 21 ff. WpHG). Rückmeldungen aus der Praxis dazu und
Wünsche zu eventuellen weiteren Schwerpunkten sind willkommen.

II.

Im vorliegenden Kommentar zum Handelsgesetzbuch haben sich zum
HGB wiederum zahlreiche Änderungen ergeben. Gesetzesänderungen erfolg-
ten u. a. durch BilRUG 2015, G zur Anpassung von Gesetzen auf dem Gebiet des
Finanzmarkts 2014, RegVerknüpfUmsetzG 2014, BilRuG 2015, VersFinanzAufs-
ModG 2015, GleichberTeilhabeG 2015, KleinanlegerschutzG 2015, Transparenz-
richtlinie-Änderungsrichtlinie-UmsetzungsG 2015 und AktienRNovelle 2016;
weitere Änderungen folgen aus verschiedenen erst 2016 verkündeten Gesetzen,
namentlich AReG und APAReG.
Zum Unternehmensrecht in der Einleitung gab es wie immer richterrecht-

liche Weiterentwicklungen zum Recht der Unternehmensbewertung mit vie-
len Stellungnahmen aus Wissenschaft und Praxis. Weiterentwicklungen mit reger
Diskussion in der Literatur vor allem zu M & A gab es auch beim Unterneh-
menskauf, der ausführlich auch in Hopt/Form 4. Aufl 2013 behandelt ist. Auch
das nationale und internationale Schiedsvertragsrecht entwickelt sich rasch
weiter. Hinzuweisen ist hier besonders auf die Schiedsgerichtsordnung der Inter-
nationalen Handelskammer Paris i. d. F. 1.1.2012, die in Hopt/Form 4. Aufl näher
berücksichtigt ist.
Im ersten Buch ist zunächst das Handelsregisterrecht (§§ 8 ff) zu nennen.

Dort wird ein EU-weites System der Registervernetzung in Angriff genommen
(Richtlinie 2012 und Umsetzung in § 9b HGB zum Europäischen System der
Registervernetzung), und es gibt immer wieder Unsicherheiten und instanzge-
richtliche Entscheidungen zum Recht der registerrechtlichen Prüfung und der
Zweigniederlassungen (§§ 13 ff), letzteres steht deutlich unter dem Einfluss des
europäischen Rechts. Das Firmenrecht (§§ 17 ff) wird zunehmend liberaler. Die
Haftung bei Firmenfortführung (§§ 25 ff) sorgt immer wieder für Streit.
Zur dem Recht des Handlungsgehilfen (§§ 59 ff) zugrundeliegenden Unter-

scheidung von Arbeitern und Angestellten hat Hromadka einen Nachruf ver-
öffentlicht (RdA 2015, 65), die Kommentierung versucht dem bereits seit mehre-
ren Auflagen dadurch Rechnung zu tragen, dass die Normen für alle Arbeitneh-
mer eines Kaufmanns Geltung beanspruchen. Als Aktivitäten des Gesetzgebers im
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Arbeitsrecht zu nennen sind insbesondere das Mindestlohngesetz sowie die Be-
fristung von Arbeitsverträgen nach Erreichen des Renteneintrittsalters, auch die
Rechtsprechung wendet sich stärker dem noch in Entwicklung begriffenen Ar-
beitsrecht Älterer zu und hat in einem Altfall einen Befristungsgrund allein wegen
Erreichen des Renteneintrittsalters abgelehnt. Auch zum sonstigen allgemeinen
Arbeitsrecht war wieder eine Vielzahl von Entscheidungen nachzutragen. Gegen-
stand aktueller Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts war aber auch das in
den §§ 60 f, 74 ff geregelte (nachvertragliche) Wettbewerbsverbot. Das Zeugnis
(§ 109 GewO) wird weiterhin mitkommentiert, auch hierzu ist neue Recht-
sprechung ergangen.
Das Recht der Handelsvertreter (§§ 84–92c) ist – vor allem im Hinblick auf

die 5. Auflage des ausgegliederten Kommentars zum Handelsvertreterrecht, der
jeweils vor dem HGB-Kommentar erscheint, hier im Oktober 2015 – ein weiteres
Mal systematisch erweitert und mit Hinweisen auf die großen Kommentierungen
erläutert worden. Nicht zu übersehen ist vor allem der wachsende Einfluss des
europäischen Rechts mit einer zunehmenden Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs. Das Handelsvertreterrecht, seit 2011 beim VII. Zivilsenat, ist ein
ungemein lebendiges Recht. Seit dem Erscheinen der 4. Auflage des Handelsver-
treterrechts-Kommentars von 2009 hat es wiederum eine große Zahl neuer höchst-
richterlicher und instanzgerichtlicher Entscheidungen gegeben. Praktisch wichtig
sind die Auswirkungen des europäischen Kartellrechts (§ 86 Rn 38f, ua Vertikal-
und SchirmGVO nebst Leitlinien der Kommission für vertikale Beschränkungen
von 2010, jeweils mit Sonderregeln für den KfzSektor). Die Konsequenzen der
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes vom 26. März 2009 (Semen) sind
trotz der darauf erfolgten Reform des § 89b noch immer nicht ganz eindeutig.
BeimMaklerrecht waren Neuregelungen bei der Wohnungsvermittlung sowie

der Fortgang der Verhandlungen für eine Versicherungsvermittlerrichtline nach-
zutragen, die die kommentierten §§ 93 ff freilich nicht unmittelbar betreffen.
Im zweiten Buch, Gesellschaftsrecht (§§ 105 ff) liegt der Schwerpunkt der

Rechtsentwicklung weiter auf den Publikumsgesellschaften und der Rechtspre-
chung auch zur GmbH & Co KG (dazu Anhang A nach § 177a). Als neue
Rechtsform für Publikumsgesellschaften sieht das KAGB die Investmentkomman-
ditgesellschaft vor. Entsprechend der Darstellung der traditionellen Publikums-
gesellschaften im Anhang B nach § 177a werden die Regelungen zur offenen und
geschlossenen Investmentkommanditgesellschaft im KAGB durch einen neuen
Anhang C nach § 177a kommentiert. Entsprechend der Kommentierung tradi-
tioneller Publikumsgesellschaft erfolgt dabei eine kapitalmarktrechtliche Einord-
nung, dies auf Grundlage der Europäischen Regeln der AIFM-Richtlinie. Sodann
werden die Unterschiede zum allgemeinen Personengesellschaftsrecht dargestellt.
In seiner die Grundsätze des allgemeinen Personengesellschaftsrechts

neu justierenden Rechtsprechung hat der Bundesgerichtshof die Aufgabe des
Bestimmtheitsgrundsatzes bekräftigt und die Regeln zur Auslegung von
Personengesellschaftsverträgen konkretisiert. Die Kommentierung bringt die Dar-
stellung der Rechtsprechung auch zur Kernbereichslehre und zu den
Grundlagengeschäften auf den neuesten Stand. Während die Rechtsprechung
diese grundlegenden Begriffe des Personengesellschaftsrechts weiter distanziert
betrachtet, hält die Kommentierung sowohl an der Kernbereichslehre als auch an
den Grundlagengeschäften fest, dies nicht ohne notwendige Modernisierungen
des Begriffsinhalts vorzunehmen. Der Auslegung des Gesellschaftsvertrages
kommt ein noch größerer Stellenwert zu, dies auch im Bereich der Grund-
lagengeschäfte und des Kernbereichs. Weitere Entscheidungen sind etwa zur
Kommanditgesellschaft sowie zur stillen Gesellschaft ergangen. Rechtstatsächlich
hat die Bedeutung der GmbH & Co KG weiter zugenommen, die praktische
Leitbildfunktion spiegelt sich für das Recht der Personengesellschaft in der
Spruchpraxis des Bundesgerichtshofs. Die Kommentierung berücksichtigt dies
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auch im allgemeinen Personengesellschaftsrecht. Kleinere Änderungen ergaben
sich durch die Aktienrechtsnovelle 2016. Ebenfalls im Umbruch nachgetragen
wurde das Gutachten von Carsten Schäfer für den 71. DJT in Essen 2016 zu einer
grundlegenden Reform des Personengesellschaftsrechts, insbesondere die Emp-
fehlungen zur OHG und zur KG.
Im dritten Buch, Bilanzrecht, das bekanntlich seit Jahren nicht zur Ruhe

kommt, waren diesmal gleich zwei umfassende Gesetzesreformen einzuarbeiten,
die im Wesentlichen auf die unermüdlichen Regulierungsaktivitäten der EU-
Kommission zurückgehen: Zum einen die Reform des Bilanzrechts in Gestalt
der EU-BilanzRi 2013, umgesetzt durch das am 23. Juli 2015 in Kraft getretene
Bilanzrichtlinieumsetzungsgesetz (BilRiG) mit thematischen Schwerpunkten in
folgenden Bereichen: Anpassung der Schwellenwerte von Bilanzsumme und Um-
satzerlöse zur Entlastung kleinerer Unternehmen (Bürokratieabbau); Berücksichti-
gung von Anschaffungspreisminderungen bei Anschaffungskosten; Abschreibung
selbstgeschaffener immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens;
Einführung einer Ausschüttungssperre für Beteiligungserträge aus einer Betei-
ligung an einer GmbH (& Co.); Erweiterung der Umsatzdefinition in § 277 I;
Wegfall der Definition und des Ausweises des außerordentlichen Postens in der
GuV; Herausnahme von Finanzholdings aus der der Einstufung als Kleinstgesell-
schaft; diverse Verschiebungen von Angaben in der Bilanz in den Anhang; Ände-
rungen und Anwendungsregelungen für den Konzernabschluss.
Zum anderen die Reform der Abschlussprüfung durch die EU-Abschluss-

prüfungsRi 2014 und die EU-AbschlussprüfungsVO 2014, deren Umsetzung in
Gestalt des Abschussprüfungsreformgesetzes (AReG) und des Abschlussprüfungs-
aufsichtsreformgesetzes (APAReG, dazu sogleich bei den Nebengesetzen) erfolgt
ist. Thematische Schwerpunkte sind hier die Klarstellung, welche Unternehmen
von der AbschlussprüfungsVO erfasst werden (§ 317 IIIa), die Pflichtrotation
(§ 318 Ia), die Erbringung von Nichtprüfungsleistungen (§ 319a I), der Prüfungs-
bericht (§ 321), der Bestätigungsvermerk (§ 322a), der Prüfungsausschuss (§ 324)
sowie Ausnahmen für die Abschlussprüfung bei Sparkassen und Genossenschaften.
Im vierten Buch waren wiederum besonders rechtsprechungsintensiv waren

die Im vierten Buch waren wiederum besonders rechtsprechungsintensiv waren
die allgemeinen Aufklärungs- und Beratungspflichten. Diese sind ausführ-
lich in § 347 HGB Rn 8–22, 23–40 behandelt, unter anderem zur Dritthaftung,
zu den Interessenkonflikten, Innenprovisionen und Rückvergütungen (kick-
backs, § 347 Rn 30a), zur Beweislast, zum Schaden und zur Verjährung. Die
bahnbrechende Neuorientierung des BGH zu den kickbacks mit vielen Folge-
unsicherheiten ist ausführlich berücksichtigt (§ 347 Rn 30a). Die Kommentierun-
gen des Handelskauf und der Kommission sind im Hinblick auf die größeren
HGB-Kommentare erheblich angereichert worden.
Im Transportrecht lag der Schwerpunkt der Aktualisierung in der weiteren

Einarbeitung der bereits in der Vorauflage berücksichtigten umfassenden Reform
durch das Seehandelsrechtsreformgesetz 2013, die weit über das Seehandels-
recht hinaus reicht. Dabei war insbesondere neue Literatur, die sich mit den
Auswirkungen der Reform auseinandersetzt, einzuarbeiten. Wie stets wurde aber
auch in allen Abschnitten nicht nur neue Literatur, sondern auch die zwischen-
zeitlich ergangene Rechtsprechung nachgetragen, so namentlich bei der Beför-
derung von Umzugsgut, beim multimodalen Transport, beim Speditions-
geschäft und beim Lagergeschäft, wobei insgesamt etwas stärker als in früheren
Auflagen die Rechtsprechung der Untergerichte berücksichtigt wurde.

III.

Bei den handelsrechtlichen Nebengesetzen gab es erneut ganz wesentliche
Änderungen. Auf Änderungen war in der Folge der Umsetzung der EU-Ab-
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schlussprüfungsreform durch das APAReG in der (2c) WPO einzugehen. Zweck
der Novellierung ist es, die Regelungen des Berufsrechts unter Erhalt der Selbst-
verwaltung anzupassen. Die Aufsicht wird nunmehr durch eine berufsstandsunab-
hängige Abschlussprüferaufsichtsstelle (APAS) beim Bundesamt für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA) ausgeübt, die an die Stelle der bisherigen Abschluss-
prüferaufsichtskommission (APAK) getreten ist. Neu gefasst und schon in der
letzten Auflage berücksichtigt wurden die (8) AGB-Banken Mai 2012 und die
AGB-WPGeschäfte Juni 2012, nunmehr auch die (9) AGB-Spark März 2014
und die Bedingungen für Wertpapiergeschäfte der Sparkassen Januar 2015. Letzte-
res wurde zum Anlass genommen, die Nachweise zu den AGB-Sparkassen deut-
lich zu vermehren. Das Lastschriftabkommen Juli 2012 ist infolge der europäi-
schen SEPA-Reform ersatzlos weggefallen; unter seiner Ordnungsnummer wer-
den nunmehr die Bedingungen für Anderkonten und Anderdepots (10a-d)
geführt. Die (6) Incoterms 2010, gültig ab 1.1.2011, sind mit rund 90 Seiten Text
und Kommentar nicht nur wie schon bisher für den internationalen Handel eine
Standardquelle, sondern in ihrer neuen Fassung ausdrücklich auch für den inländi-
schen Verkehr gedacht und geeignet. Sie sind AGB, (5) BGB §§ 305 ff sind
demnach zu beachten.
Änderungen ergaben sich ferner im (14) BörsG, (15a) §§ 21–25 WpPG

sowie im (16) WpHG. Neben umfangreicher neuer Rechtsprechung, die ein-
zuarbeiten war, sind hier insbesondere die neuen Regelungen zum Delisting (im
BörsG) und die Änderungen bei den Mitteilungspflichten der §§ 21 ff.
WpHG (im WpHG) zu nennen, die im Rahmen des Transparenzrichtlinie-
Änderungsrichtlinie-Umsetzungsgesetzes eingeführt wurden. Mit dem
Kleinanlegerschutzgesetz wurden u. a. Regelungen zur Produktintervention
durch die BaFin (im WpHG) eingeführt. Das erste Finanzmarktnovellierungs-
gesetz mit der Marktmissbrauchsverordnung von 2014 und der strafrechtlichen
Marktmissbrauchsrichtlinie von 2014 wurde insofern berücksichtigt, als die neuen
EU-Regelungen zum Insiderrecht (inklusive einer Übersicht über die bisher
erlassenen konkretisierenden Regelungen der Kommission) im Rahmen einer
umfangreicheren Einleitung vor (16) WpHG § 12 vorgestellt werden. Eine grö-
ßere Veränderung der Kommentierung wegen der zunehmenden Verwendung
von Verordnungen auf EU-Ebene im Kapitalmarktrecht ist für die kommende
Auflage vorgesehen. Auf aktuellen Stand gebracht wurde auch die Kommentie-
rung der (17) CMR und der (18) ADSp. Hier setzt sich die Tendenz fort, dass
beide Regelwerke, vor allem aber internationale Regelungen das nationale Recht
zunehmend verdrängen.
Zu den Änderungen bei den handelsrechtlichen Nebengesetzen im Einzel-

nen:
Für die Kommentierungsarbeit zu den handelsrechtlichen Nebengesetzen erga-

ben sich die meisten Änderungen wie schon in den bisherigen Auflagen bei (7)
Bankgeschäfte. Das Bankvertragsrecht scheint sich mehr und mehr zu einem
Kernbereich des Privat- und Handelsrechts auszuweiten. Die Rechtspre-
chung dazu, zumal des XI. Zivilsenats des BGH ist Legion, wie ua die WM
mit jährlich zuletzt knapp 2400 Seiten zeigen, und kann nur noch exemplarisch
ohne jeden Anspruch auf Vollständigkeit aufgenommen werden. Das gilt um so
mehr, als ganze Teile des Bankvertragsrechts wie das Recht des Zahlungsverkehrs
in das BGB übernommen wurden (leider nur stückweise mit einer für den
Benutzer ausgesprochen mühseligen Zersplitterung). Der Service des Kommentars
liegt deshalb noch mehr als bisher in der Auswahl des Wesentlichen, der
Zusammenschau und den Querbezügen. Das Bankvertragsrecht war in
dieser 37. Auflage ein Schwerpunkt der Kommentierungsarbeit zu den
Nebengesetzen, weil mittlerweile eine ganze Reihe großer Kommentierungen
vorliegt. Die 4. Auflage des von Schimansky/Bunte/Lwowski herausgegebenen
Bankrechts-Handbuchs 2011 mit Kommentierungen durch Mitglieder des
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XI. Zivilsenats ist umfassend eingearbeitet, ebenso der Bankrechts-Kommentar
von Langenbucher/Bliesener/Spindler 2013. Seit der letzten Auflage sind neu
erschienen und ausführlich berücksichtigt das Bankvertragsrecht in der 3. Auflage
des MüKoHGB (Bd. 6) unter der Redaktion von Hadding 2014 und ein Teilband
der Neuauflage des Bankrechts von Canaris aus der Feder von Grundmann und
Renner (Zahlungs- und Kreditgeschäft) im Staub, HGB, 5. Aufl., Bd. 10, 2015.
Noch berücksichtigt werden konnte auch der Kommentar von Bunte zu den
AGB-Banken, AGB-Sparkassen und Sonderbedingen, nunmehr in 4. Auflage
2015. Völlig neu geschrieben wurde (7) Bankgeschäfte Abschnitt D, das gesamte
Lastschriftrecht, da nunmehr nur noch die SEPA-Lastschrift europarechtlich
(SEPA-VO) zulässig ist und dies ganz erhebliche inhaltliche Änderungen des
bisherigen deutschen Lastschriftrechts zur Folge hatte. Für das 3. Kapitel über den
Zahlungsverkehr wurde für die Kommentierung ein anderer Ansatz als die der
BGB-Kommentare gewählt, also nicht §§ 675c-676c BGB Vorschrift für Vor-
schrift, sondern wie in der Praxis üblich für die verschiedenen Zahlungsarten, also
Überweisung, Lastschrift, Scheck, Girokarte, Kreditkarte, automatisierte Zah-
lungssysteme. Die dogmatische Rückbindung an die Diskussion der Vorschriften
im BGB wird durch viele Verweisungen auf die große Kommentierung Mü-
KoBGB/Casper und andere bankrechtliche Kommentierungen gewährleistet. Da-
mit ist nach den Neukommentierungen in den beiden Vorauflagen und vielen
weiteren Änderungen und Ergänzungen in dieser Auflage das ganze 3. Kapitel
über den Zahlungsverkehr neu geschrieben, also C. Giroüberweisung: Über-
weisungs-, Zahlungs-, Girovertrag (C/1–85), D. Lastschrift (D/1–60) und F. Die
(Giro-)Karte, GeldKarte, automatisierte Zahlungssysteme, Kreditkarte (Rn F/1–
67). Neu eingefügt wurden Abschnitte zum Unternehmenskredit und zu den
Covenants. Zu erwähnen sind ferner Änderungen im KWG, zu dem europarecht-
lich vorgeschriebenen Recht auf ein Girokonto (Basiskonto) und der deutschen
Umsetzungsdiskussion, zur Neufassung der EU-Einlagensicherungsrichtlinie mit
dem neuen Einlagensicherungsgesetz (EinSiG, das EAEG wurde in Anlegerent-
schädigungsgesetz umbenannt, AnlEntG), zum Einlagengeschäft, zur Kartenzah-
lung, zum Kreditgeschäft, zur AGB-Kontrolle über Nebenleistungsentgelte, zum
Sanierungskredit, zum Akkreditiv und zum Garantiegeschäft und zum Konsortial-
kredit. Wegen der vielfältigen dogmatischen und praktischen Relevanz auch für
das Handels-, Handelsklausel- und Bankrecht wird wie stets der Text der in das
BGB integrierten AGB-Vorschriften unter (5) §§ 305–310 BGB verfügbar ge-
macht. Diese werden an zahlreichen Stellen des Kommentars berücksichtigt. Ins-
besondere ist weiter daran gearbeitet worden, die verschiedenen unter den Ne-
bengesetzen abgedruckten Klauselwerke durchgängig auf AGB-Besonderheiten
zu überprüfen; Konsequenzen ergeben sich ua für (2d) AGB-WP, (6) Incoterms,
(8) AGB-Banken mit Sonderbedingungen zum Wertpapierhandel, (8a) AGB-
Sparkassen, (9) AGB-Anderkonten, (11) ERA, (12) ERI und (18) ADSp.
Die Kommentierung des (13) DepotG wurde weiter ergänzt, so ist etwa

Scherer, DepotG 2012, nun umfangreich eingearbeitet. Wichtige Änderungen
gab es im (14) BörsG. Hier erforderte die mittlerweile erfolgte gesetzliche Neu-
regelung von § 39 im Anschluss an die Frosta-Entscheidung des BGH eine
erhebliche Überarbeitung der Kommentierung zum Delisting. Mit dem Delisting
erfolgt der Rückzug eines Unternehmens vom regulierten Markt einer Börse.
Aufgrund der damit einhergehenden Beschränkung der Handelbarkeit der Aktien
hatte der BGH lange Zeit sowohl einen Hauptversammlungsbeschluss als auch ein
Pflichtangebot für erforderlich gehalten. Diese Rechtsprechung hat der BGH in
seiner Frosta-Entscheidung Ende 2013 aufgegeben und verlangte nun weder einen
Hauptversammlungsbeschluss noch ein Pflichtangebot. Das hat den Gesetzgeber
auf den Plan gerufen, der in aller Eile eine Änderung von (14) BörsG § 39 auf
den Weg gebracht, wonach ein Widerruf der Börsenzulassung nur zulässig sein
soll, wenn zuvor ein Übernahmeangebot an die Aktionäre abgegeben wurde oder
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die Finanzinstrumente weiterhin an einem anderen regulierten Markt gehandelt
werden können. Diese Änderungen sind in die Kommentierung von (14) BörsG
§ 39 eingearbeitet worden. Außerdem wurden die Kommentierungen weiterer
Vorschriften im (14) BörsG erheblich überarbeitet und ausgebaut. So werden nun
z. B. der Begriff der Börse und die Abgrenzung zu anderen Wertpapier(handels)
systemen in (14) BörsG § 2 ausführlicher besprochen. Eingearbeitet wurde neben
den seit der letzten Auflage erschienenen neuen Gerichtsentscheidungen auch die
seitdem veröffentlichte Literatur. So wurde etwa die neue, 3. Auflage des Eben-
roth, HGB berücksichtigt. Wesentliche Entwicklungen in der Rechtsprechung
waren des Weiteren bei der Prospekthaftung in (15a) §§ 21–25 WpPG zu
berücksichtigen. So hat der BGH z. B. in seiner Telekom-Entscheidung weiter
konkretisiert, wann ein Prospekt als unrichtig anzusehen ist, und in einer Ent-
scheidung zur Prospekthaftung von Wirtschaftsprüfern diese genauer umrissen.
Im (16) WpHG machten insbesondere das KleinanlegerschutzG und das Trans-
parenzrichtlinie-Änderungsrichtlinie-UmsetzungsG Änderungen und Ergänzun-
gen notwendig. Im Zuge dessen wurde die Kommentierung zu den (16) WpHG
§§ 21 ff. ausgebaut; dies wird in den Folgeauflagen weiterverfolgt werden. Außer-
dem wurden die neuen BaFin-Merkblätter eingearbeitet sowie eine ganze Reihe
neuer höchst- und obergerichtlicher Entscheidungen, etwa die Urteile des BGH
zum Schutzzweck der Bestimmungen des WpHG oder zur Anlagevermittlung.
Wesentliche Ergänzungen erfolgten auch in der Kommentierung zum Insider-
handelsverbot und zur ad hoc-Publizität, außerdem sind nunmehr alle Fragen zur
Kapitalmarktinformationshaftung in der Kommentierung zu §§ 37b, 37c konzen-
triert. In der Kommentierung zu (16) WpHG § 31 wurde die neuere Recht-
sprechung zur anlagegerechten Beratung und zu Rückvergütungen umfänglicher
aufgenommen und die Kommentierung weiter ausgebaut. Angesichts des näher
rückenden 3. Juli 2016, ab dem die Regelungen zum Insiderhandel, zur Markt-
manipulation etc. der europäischen Marktmissbrauchsverordnung gelten werden,
wurden die neuen Regelungen einschließlich der bisher erlassenen Delegierten
Verordnungen der Europäischen Kommission vor (16) WpHG § 12 vorgestellt.
Da die momentan geltenden Regelungen im (16) WpHG für bisherige Fälle auch
in unmittelbarer Zukunft noch relevant sein werden, wurde die bisherige Kom-
mentierung aber noch beibehalten.

IV.

Diese Neuauflage ist, was die Gesetzgebung angeht, auf dem Stand vom
Dezember 2015; weil sich die Drucklegung beim Verlag vom Dezember 2015 bis
Mai 2016 verzögert hat, konnten zum Teil spätere Entwicklungen noch bis zum
10. Mai 2016, bei der Abschlussprüfung (§§ 316–324a HGB) noch bis zum
17. Juni 2016 aufgenommen werden. Für die zahlreichen Anregungen aus der
Praxis bedanken wir uns besonders. Sie sind, wie für die Betreffenden leicht
ersichtlich, berücksichtigt. Zum Handelsvertreterrecht gilt unser besonderer Dank
der Centralvereinigung Deutscher Wirtschaftsverbände für Handelsvermittlung
und Vertrieb (CDH) und dort vor allem Herrn Rechtsanwalt Eckhard Döpfer,
Mitglied der Hauptgeschäftsführung und Leiter der Abteilung Recht, Berlin. Für
die Kommentierung des Bilanzrechts und der Abschlussprüfung hat Herr Ministe-
rialrat Thomas Blöink, Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz,
wertvolle Hinweise gegeben. Zum Recht der Bankbedingungen hat Herr Wulf
Hartmann, Direktor Geschäftsbereich Recht beim Bundesverband deutscher Ban-
ken e. V., Berlin, dankenswerterweise auch für diese Auflage wieder die neuesten
Texte zur Verfügung gestellt und Hintergrundinformationen zu den Änderungen
gegeben. In gleicher Weise danken wir Herrn Dr. Kai Zahrte, Abteilungsdirektor,
Deutscher Sparkassen- und Giroverband, Berlin, und Herrn Rechtsanwalt Man-
fred Hamannt, Mitglied des geschäftsführenden Vorstands, Institut der Wirtschafts-

Vorwort

XI



prüfer in Deutschland e. V. (IDW), Düsseldorf. Im Hamburger Max-Planck-
Institut haben mitgeholfen bei der weiteren technischen Aufbereitung der Verlags-
vorlagen Frau Janina Jentz und bei der Quellensuche und Korrekturlesen Frau
wiss. Assistentin Nina Marie Güttler. Herr Professor Dr. Jan von Hein, Universität
Freiburg, hat einen Blick auf die Kommentierung zu § 92c, insbesondere nach
dem Ingmar-Urteil des BGH (§ 92c Rn 10a), geworfen. Im Sekretariat war Frau
Edda O’Hara eine unermüdliche und unersetzliche Hilfe. Dank gebührt auch
ihrer Vertreterin Frau Erika Freynik. Am Lehrstuhl Hanno Merkt in Freiburg
haben bei der Materialsammlung und –sichtung sowie bei den Korrekturen die
Herren Rechtsreferendare Thilo Schülke und Marco Müller sowie im Sekretariat
Frau Petra Bühler-Scherer ebenso wertvolle wie gewohnt zuverlässige Unterstüt-
zung geleistet. Am Lehrstuhl Markus Roth hat Frau Alexandra Hille Korrektur
gelesen, im Sekretariat war Frau Daniela Ziegler eine große Hilfe. Am Lehrstuhl
Christoph Kumpan (anfangs noch in Berlin) haben Julia Redler, Stefan Daniel,
Philipp Hacker und Max Fabian Starke bei der Recherche und Angela Huhn und
Miriam Egner beim Korrekturlesen geholfen, am neuen Lehrstuhl in Halle haben
dann Ronny Grütze, Constanze Dittmann, Karl Kulike und Torsten Schroeter bei
kurzfristigen Nachrecherchen unterstützt. Danken möchten wir auch Herrn Mat-
thias Hoffmann vom Verlag C. H. Beck für seine Hilfe bei der Drucklegung. Für
ihre rasche und umsichtige Arbeit danken wir allen Mitarbeitern ganz besonders.

Hamburg, Freiburg, Marburg und Halle
im Frühjahr 2016

Klaus J. Hopt,
Hanno Merkt,
Markus Roth,

Christoph Kumpan
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